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Sehr geehrter Herr Kantonsratspräsident 
Sehr geehrter Herr Landammann,  
Geschätzte Damen und Herren aus beiden Räten 
 
Das Ergebnis des Voranschlages sieht nicht rosig aus. Das negative Ergebnis wird stark von 
den ausbleibenden Ausschüttungen der SNB geprägt. Zudem macht sich die Umsetzung 
neuer Gesetze bemerkbar. Dennoch ist die Lage nicht dramatisch. 
 
Der Kanton kann jetzt davon profitieren, dass er in den fetten Jahren Reserven gebildet hat, 
in dem das Eigenkapital gestärkt wurde. Die Kennzahlen wie der 
Nettoverschuldungsquotient und der Selbstfinanzierungsgrad sind zwar weniger gut 
prognostiziert als in den vergangenen Jahren. Statt von einer Verschlechterung kann man 
aber eher von einer Normalisierung der Kennzahlen reden. 
 
Die Verschuldung liegt immer noch im Rahmen. Deshalb ist es richtig, dass die Regierung an 
grösseren Investitionen fest hält um den insgesamt zu tiefen Investitionsanteil zu erhöhen. 
Ein Verzicht würde nur zu zukünftigen Problemen führen. Es bleibt zu hoffen, dass die 
geplanten Investitionen auch durchgeführt werden können und Projekte nicht durch äussere 
Einwirkungen sistiert werden müssen. 
 
Der Personalaufwand ohne Globalkredite steigt erneut um 2.3%. Die geplanten 
Stellenaufstockungen sind aber nötig, um den neuen Aufgaben und gestiegenen 
Anforderungen in der Verwaltung gerecht zu werden.  
 
Für die generelle Lohnerhöhung sind 1.5 % vorgesehen. Aus Sicht der SP-Fraktion ist dies in 
Ordnung, aber auch nicht allzu grosszügig, da es nicht mal die Teuerung ausgleicht. Zudem 
sind die horrenden Erhöhungen der KK-Prämien nicht berücksichtigt. Gerade für Angestellte 
in niedrigen Lohnstufen ist die Erhöhung der Lebenskosten eine grosse Herausforderung.  
 
Die Kommission Finanzen hat letztes Jahr angeregt, die generellen Lohnmassnahmen mit 
einem Pauschalbetrag abzugelten anstelle einer prozentualen Erhöhung, damit Angestellte 
in niedrigeren Lohnstufen überproportional profitieren könnten. Dieser Vorschlag wurde aus 
sozialpolitischen Gründen von der SP unterstützt. Gemäss Abklärungen des Regierungsrates 
ist dieses Vorgehen aber leider aus rechtlichen Gründen nicht möglich. 
 
Umso wichtiger sind die individuellen Lohnmassnahmen von 0.5%, damit der Kanton einen 
gewissen Spielraum hat, um Mitarbeitende in tieferen Lohnklassen zu unterstützen und 
insbesonders junge Mitarbeitende zu fördern. Nach wie vor muss sich der Kanton auf einem 
umkämpften Fachkräftemarkt behaupten.  



 
Nachfolgend möchte die SP-Fraktion noch auf zwei Punkte eingehen: 
 
Nachdem im Jahr 2023 voraussichtlich mehr IPV ausbezahlt wird als budgetiert, gehen wir 
davon aus, dass auch 2024 die budgetierten Gelder abgeholt werden. Wichtig wird da sein, 
dass die Parameter im Auge behalten werden, welche die Auszahlungen berechnen. Das Ziel, 
30% der Bevölkerung mit Prämienverbilligungen zu unterstützen, muss weiter angestrebt 
werden.  
 
Auffallend sind die tieferen Kosten für das Kinderbetreuungsgesetz. Hier gibt es sicher noch 
Informationsbedarf, damit die potentiellen Empfänger wissen, wie sie unterstützt werden 
können.  
 
Die SP-Fraktion dankt der Regierung für die umsichtige Budgetierung und stimmt dem 
Voranschlag 2023 einstimmig zu. 
 
 


